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Satzung der Deutsch-Chinesischen Gesellschaft  
für Orthopädie und Unfallchirurgie (DCGOU) e.V. 

(Satzung vom 09.05.2017, mit Änderungen zuletzt nach  

Beschlussfassung der Mitgliederversammlung am 26.10.2023.) 

 

§ 1  Name, Sitz 

1. Der Verein führt den Namen  

 „Deutsch-Chinesische Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie (DCGOU) e.V.“ 

 und ist beim Amtsgericht Berlin (Charlottenburg) unter VR 36183 in das Vereinsregister 

eingetragen. 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Berlin. 

 

§ 2 Zweck 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung von Wissenschaft und Forschung sowie der Bil-

dung auf den Gebieten der Orthopädie und Unfallchirurgie zwischen Deutschland und 

China. Der Verein fördert insbesondere den medizinischen und wissenschaftlichen Aus-

tausch von Studierenden der Medizin, Ärzten und Wissenschaftlern zwischen beiden 

Ländern zum Zwecke des medizinisch-wissenschaftlichen Erfahrungsaustauschs sowie 

den Austausch von Erfahrungen im Auf- und Ausbau der medizinischen Versorgung der 

Bevölkerung in den Fachgebieten der Orthopädie und Unfallchirurgie. 

2. Der Satzungszweck wird insbesondere auch mit der Organisation und Durchführung 

deutsch-chinesischer Kooperationsprojekte und Bildungsveranstaltungen erfüllt; dabei 

handelt es sich um medizinisch-wissenschaftliche Veranstaltungen zu gemeinsam aus-

gewählten Schwerpunktthemen, insbesondere zu neuen Untersuchungs- und Behand-

lungsverfahren, zu neuen Technologien in der Orthopädie und Unfallchirurgie sowie zu 

gesundheitsökonomischen Fragen. Der Satzungszweck wird ferner erfüllt mit der Orga-

nisation und Durchführung von Austauschprogrammen für Studierende, Ärzte und me-

dizinische Wissenschaftler sowie sonstige Beteiligte im Gesundheitswesen. 

 

§ 3  Gemeinnützigkeit 

1.  Der Verein selbst verfolgt als medizinisch-wissenschaftliche Fachgesellschaft aus 

schließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuer 

begünstige Zwecke" im Sinne der §§ 51 ff. der Abgabenordnung. Er ist selbstlos tätig 

und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

2. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.  

Die Mitglieder des Präsidiums können eine pauschale Aufwandsentschädigung erhal-

ten. Über deren Höhe entscheidet die Mitgliederversammlung. 

3. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, o-

der durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Die Mitglieder er-

halten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. 
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§ 4  Mitgliedschaft 

1. Der Verein hat 

a) ordentliche Mitglieder, 

b) Ehrenmitglieder, 

c) fördernde Mitglieder und 

d) internationale Mitglieder. 

2. Ordentliche Mitglieder des Vereins können natürliche Personen werden, die im orthopä-

disch unfallchirurgischen Bereich in Forschung, Lehre oder Praxis tätig sind, eine ent-

sprechende akademische Ausbildung besitzen oder sich in dieser befindet.  

Sie haben das aktive und passive Wahlrecht. 

Auf Vorschlag des Präsidiums kann die Mitgliederversammlung Ausnahmen beschlie-

ßen.  

3. Zu Ehrenmitgliedern können Persönlichkeiten ernannt werden, die sich um die Entwick-

lung und Förderung des Vereinszwecks außerordentlich verdient gemacht haben.  

Sie haben das aktive und passive Wahlrecht. 

4. Förderndes Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person oder Insti-

tution werden, welche den Verein durch ideelle oder finanzielle Zuwendungen unterstüt-

zen will.  

Sie sind nicht stimmberechtigt und nicht wählbar, sofern sie nicht bereits dem Verein 

als ordentliche Mitglieder oder Ehrenmitglieder angehören. 

5. Als internationale Mitglieder können natürliche Personen aufgenommen werden, die in 

der Volksrepublik China die Voraussetzungen nach Absatz 2 erfüllt.  

Sie sind nicht stimmberechtigt und nicht wählbar. 

6. Jede ordentliche und fördernde Mitgliedschaft wird durch Beschluss des Präsidiums 

aufgrund der Vorlage eines schriftlichen Aufnahmeantrags erworben.  

 Das Präsidium ist nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe einer Ablehnung der 

Aufnahme bekannt zu geben. 

 Über die Aufnahme von internationalen Mitgliedern entscheidet die Aufnahmekommis-

sion. 

7. Die Mitgliedschaft endet 

a) mit dem Tod oder dem Verlust der Rechtsfähigkeit des Mitglieds,  

b) durch freiwilligen Austritt, 

c)  durch Streichung von der Mitgliederliste oder  

d) durch Ausschluss aus dem Verein. 

8. Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Generalsekre-

tär. Er ist nur zu dem Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Frist von drei 

Monaten zulässig. 
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9. Für internationale Mitglieder werden die Erfüllung der Voraussetzungen nach Abs. 2 

durch die Aufnahmekommission alle drei Jahre überprüft. Bei Nichterfüllung kann durch 

Beschluss der Aufnahmekommission eine Streichung von der Mitgliederliste erfolgen. 

 Im Falle der Streichung kann das internationale Mitglied durch schriftliche Aufforderung 

an die Aufnahmekommission fordern, dass in der nächsten ordentlichen Mitgliederver-

sammlung über seine Streichung von der Mitgliederliste entschieden wird.  

Bis dahin ruhen die Mitgliedschaftsrechte des internationalen Mitglieds. 

10. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Präsidiums von der Mitgliederliste gestrichen 

werden, wenn es trotz Mahnung mit der Zahlung des Mitgliedsbeitrages in Rückstand 

ist. Die Streichung darf erst beschlossen werden, nachdem seit der Absendung des 

Mahnschreibens ein Monat vergangen ist. Die erfolgte Streichung ist dem Mitglied mit-

zuteilen. Das von der Mitgliederliste gestrichene Mitglied bleibt zur Zahlung der fälligen 

Mitgliedsbeiträge verpflichtet. 

11. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Präsidiums aus dem Verein ausgeschlossen 

werden, wenn es gegen seine Pflichten gegenüber dem Verein verstoßen oder die Ver-

einsinteressen gröblich verletzt hat. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter 

Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich oder schrift-

lich vor dem Präsidium zu rechtfertigen.  

 Gegen den Ausschließungsbeschluss des Präsidiums steht dem Mitglied das Recht auf 

Berufung an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung muss innerhalb einer Frist 

von einem Monat ab Zugang des Ausschließungsbeschlusses beim Präsidium einge-

legt werden. Ist die Berufung rechtzeitig eingelegt, entscheidet über die Berufung die 

nächstfolgende Mitgliederversammlung. 

12. Von den Mitgliedern werden Mitgliedsbeiträge erhoben. Der Mitgliedsbeitrag wird je-

weils zum 28. Februar eines jeden Kalenderjahres fällig. Die Höhe des Mitgliedsbei-

trags wird von der Mitgliederversammlung in einer Beitragsordnung festgelegt. 

 

§ 5  Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

§ 6 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind: 

a) das Präsidium 

b) die Mitgliederversammlung  

c)  der Beirat und  

d) die Aufnahmekommission. 

 

§ 7 Form der Beschlussfassung, Niederschrift 

1. Soweit diese Satzung nichts anderes vorschreibt beschließen die Organe des Vereins 
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mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, wobei Stimmenthaltungen und un-

gültige außer Betracht bleiben. 

 Bei Stimmengleichheit wird die Abstimmung nach erneuter Beratung wiederholt. Kommt 

auch hierbei eine Mehrheit nicht zustande, gilt der Antrag als abgelehnt. 

 Alle die Mitgliedschaft betreffenden Beschlüsse sind vom jeweiligen beschlussfähigen 

Organ des Vereins einstimmig zu fassen. 

2. Ein Mitglied des Organs darf bei einer Abstimmung nicht mitwirken, wenn ein Beschluss 

ansteht, der ein Projekt oder eine Veranstaltung mit seiner verantwortlichen Beteiligung 

z.B. als wissenschaftlicher Leiter betrifft. 

3. Abstimmungen erfolgen durch Handaufhebung. Vorbehaltlich der in dieser Satzung im 

Übrigen geregelten Vorschriften können Beschlüsse der Organe auch schriftlich, telefo-

nisch, per Telefax, per E-Mail oder anderer elektronischer Kommunikationsverfahren 

gefasst werden, wenn kein Mitglied des jeweiligen Organs dem jeweiligen Verfahren wi-

derspricht. 

4. Über jede Sitzung eines Organs des Vereins wird eine Ergebnisniederschrift gefertigt, 

die vom jeweiligen Versammlungsleiter der Sitzung sowie einem weiteren ordentlichen 

Mitglied unterzeichnet werden und den übrigen Mitgliedern des Organs übermittelt wer-

den muss. 

 

§ 8  Das Präsidium 

1. Das Präsidium des Vereins besteht aus acht Mitgliedern, nämlich dem Präsidenten, 

dem Vizepräsidenten, dem Past-Präsidenten, dem Generalsekretär, dem Schriftführer, 

dem Schatzmeister und zwei Mitgliedern des Präsidiums. 

2. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Präsidenten und den Vize-

präsidenten vertreten, die Vorstand im Sinne des § 26 BGB und jeweils einzelvertre-

tungsberechtigt sind.  

3. Die Mitglieder des Präsidiums werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer 

von zwei Kalenderjahren gewählt.  

 Der Vizepräsident wird nach Ablauf der zweijährigen Amtszeit ohne Wahl Präsident, der 

Präsident nach Ablauf seiner Amtszeit ohne Wahl Past-Präsident. 

 Über die bevorstehende Übernahme des Präsidenten- und Past-Präsidentenamtes sind 

die Mitglieder mit der Einladung zur Mitgliederversammlung zu informieren. Sollten min-

destens 10% der stimmberechtigten Mitglieder der Amtsübernahme in der Mitglieder-

versammlung unter Benennung eines Gegenkandidaten widersprechen, hat in dieser 

Mitgliederversammlung eine Wahl des Präsidenten und/oder des Past-Präsidenten zu 

erfolgen. 

4. Die Präsidiumsmitglieder bleiben bis zur satzungsgemäßen Neuwahl ihrer Nachfolger 

im Amt. Scheidet ein Präsidiumsmitglied vor Ablauf der regulären Amtsdauer aus sei-

nem Amt aus, bestimmt das Präsidium einen kommissarischen Nachfolger.  

 Die Gewählten treten ihr Amt mit dem Beginn des auf die Wahl folgenden Geschäfts-

jahres an. Dies gilt auch für die Übergabe der Präsidentschaft. 
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 Die Mitglieder des Präsidiums können nicht gleichzeitig verschiedene Präsidiumsämter 

innehaben. Sie können nach Ablauf ihrer Amtszeit wiedergewählt werden. 

5. Das Präsidium ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 

durch Satzung anderen Organen des Vereins zugewiesen sind. Das Präsidium ist be-

schlussfähig, wenn neben dem Präsidenten oder dem Vizepräsidenten insgesamt min-

destens drei Mitglieder des Präsidiums anwesend sind.  

6. Die Sitzungen des Präsidiums werden vom Präsidenten, bei dessen Verhinderung vom 

Vizepräsidenten, nach Erforderlichkeit mit einer Frist von mindestens zwei Wochen ein-

berufen und geleitet. Über die Beschlüsse ist ein Protokoll zu fertigen, welches vom 

Versammlungsleiter zu unterschreiben ist. Zu den Sitzungen des Präsidiums können 

bei Bedarf Mitglieder des Vereins oder andere Personen in beratender Funktion einge-

laden werden. 

7. Der Präsident vertritt den Verein in der Öffentlichkeit und gegenüber anderen wissen-

schaftlichen Gesellschaften und Einrichtungen im ln- und Ausland. Er leitet die Mitglie-

derversammlung, die wissenschaftlichen Tagungen und sonstigen Veranstaltungen des 

Vereins sowie die Sitzungen des Präsidiums. Im Verhinderungsfall wird er vertreten 

durch den Vizepräsidenten. 

8. Der Vizepräsident vertritt im Einvernehmen mit dem Präsidenten und dem Präsidium 

die Interessen des Vereins. Er leitet und koordiniert die Tätigkeiten der für die fachli-

chen Bereiche oder für besondere Aufgaben eingesetzten Kommissionen und Projekt-

gruppen und gewährleistet deren Zusammenarbeit und Abstimmung mit den Organen 

des Vereins. Er pflegt die Zusammenarbeit mit anderen medizinischen und sonstigen 

Disziplinen und Einrichtungen auf wissenschaftlicher und auf wissenschaftspolitischer 

Ebene. 

9. Der Past-Präsident leitet die Aufnahmekommission und unterstützt die Präsidiumsmit-

glieder auf deren Anforderung. 

10. Der Generalsekretär besorgt die laufenden administrativen Geschäfte des Vereins und 

leitet die Geschäftsstelle. Er bereitet die Sitzungen des Präsidiums und des Beirats vor 

und sorgt für eine enge Verbindung der Mitglieder des Vereins mit dem Präsidium. Er 

pflegt die Kooperation des Vereins mit Einrichtungen zur Aus-, Fort- und Weiterbildung 

im orthopädisch und unfallchirurgischen Bereich. 

11. Der Schatzmeister ist zuständig für die finanziellen Angelegenheiten des Vereins und 

betreut das Beitragswesen. Er erstattet in der Mitgliederversammlung den Kassenbe-

richt.  

12. Der Schriftführer ist zuständig für die schriftlichen Geschäfte des Vereins und dokumen-

tiert die Beschlussfassungen der Organe des Vereins. 

 

§ 9 Die Mitgliederversammlung 

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet ein Mal im Jahr statt. Außerdem muss die 

Mitgliederversammlung einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfor-

dert oder wenn die Einberufung von einem Zehntel aller Mitglieder unter Angabe des 

Zwecks und der Gründe beim Präsidium schriftlich verlangt wird. 
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2. Die Mitgliederversammlung wird vom Präsidenten unter Einhaltung einer Frist von vier 

Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen.  

 Die Mitgliederversammlung wird grundsätzlich per E-Mail einberufen, die an die letzte 

beim Verein hinterlegte E-Mail-Adresse übersandt wird. Jedes Mitglied hat dafür Sorge 

zu tragen, dass stets eine aktuelle E-Mail-Adresse hinterlegt ist. Abweichend davon 

können Mitglieder eine schriftliche Einladung an die von ihnen angegebene Adresse 

verlangen. 

 Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. 

Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom 

Mitglied dem Verein schriftlich bekanntgegebene Adresse gerichtet und abgesandt wor-

den ist.  

Die Tagesordnung setzt das Präsidium fest und fügt diese der Einladung zur Mitglieder-

versammlung bei. Anträge auf Änderung der Satzung müssen im Wortlaut mit der Ein-

ladung zur Mitgliederversammlung mitgeteilt werden. 

Über Angelegenheiten, die nicht auf der Tagesordnung stehen, kann in der Mitglieder-

versammlung verhandelt werden, wenn Anträge von einem Mitglied schriftlich zwei Wo-

chen vor dem Versammlungstag beim Präsidium eingereicht sind und die Mitgliederver-

sammlung der Verhandlung über den Antrag zustimmt. 

3. Die Mitgliederversammlung wird vom Präsidenten, bei dessen Verhinderung vom stell-

vertretenden Präsidenten oder einem anderen Präsidiumsmitglied geleitet. Sind auch 

diese verhindert, wählt die Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte den Versammlungs-

leiter. 

4. Stimmberechtigt in der Mitgliederversammlung sind ausschließlich die ordentlichen Mit-

glieder des Vereins und die Ehrenmitglieder. 

5. Zur Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von 2/3, zur Änderung des Vereinszwecks 

und zur Auflösung des Vereins eine Mehrheit von 4/5 der abgegebenen gültigen Stim-

men erforderlich. 

6. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten insbesondere zuständig: 

a) Entgegennahme des Jahresberichts des Präsidiums und des Kassenberichts; 

b) Wahl, Abberufung und Entlastung der Mitglieder des Präsidiums; 

c) Festsetzung der Höhe der Mitgliedsbeiträge; 

d) Entgegennahme des Berichts und Bestellung der Kassenprüfer; 

e) Beschlussfassung über die Bestätigung oder Berufung gegen einen Ausschlie-

ßungsbeschluss des Präsidiums und der Aufnahmekommission und 

f) Beschlussfassung über Änderung der Satzung, Änderung des Vereinszwecks 

und über die Auflösung des Vereins. 

7. In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Präsidiums fallen, kann die 

Mitgliederversammlung Empfehlungen an das Präsidium beschließen. Das Präsidium 

kann seinerseits in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereiches die Meinung der 

Mitgliederversammlung einholen. 
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8. Die Mitgliederversammlung, die grundsätzlich nicht öffentlich ist - über Ausnahmen be-

schließt die Mitgliederversammlung -, ist unabhängig von der Zahl der erschienenen 

Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

9. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das 

vom jeweiligen Versammlungsleiter sowie einem weiteren ordentlichen Mitglied zu un-

terzeichnen ist. Es soll insbesondere Feststellungen enthalten über: 

a) den Ort und die Zeit der Versammlung; 

b) die Person des Versammlungsleiters; 

c) die Zahl der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder; 

d) die Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit; 

e) die Tagesordnung sowie 

f) die einzelnen Beschlussfassungen und Abstimmungsergebnisse.  

 Bei Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden. 

10. Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer, die auf die Dauer von einem Ge-

schäftsjahr bestellt werden. Sie dürfen nicht dem Präsidium angehören.  

 Aufgabe der Kassenprüfer ist es, die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung und die sat-

zungsgemäße Verwendung der Mittel des Vereins zu prüfen. Sie haben der Mitglieder-

versammlung einen Bericht über ihre Prüfung zu erstatten. 

 

§ 10  Beirat 

1. Dem Präsidium steht ein wissenschaftlicher Beirat zur Seite. Dieser besteht aus bis zu 

zehn Mitgliedern. Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats müssen Mitglieder des Ver-

eins sein. 

2. Die Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats werden auf die Dauer von zwei Jahren 

von der Mitgliederversammlung gewählt. Sie bleiben jedoch bis zur Neuwahl des Bei-

rats im Amt. Eine Wiederwahl ist möglich. Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats des 

Vereins können nicht zugleich Mitglieder des Präsidiums sein. 

3. Der wissenschaftliche Beirat hat die Aufgabe, das Präsidium in wichtigen Vereinsange-

legenheiten zu beraten. Er unterrichtet sich regelmäßig über die Anliegen des Vereins 

und seine Aktivitäten. Dazu wird der wissenschaftliche Beirat regelmäßig durch das 

Präsidium über aktuelle Angelegenheiten informiert. Der Beirat kann dem Präsidium 

Vorschläge für die Geschäftsführung des Vereins machen. 

4. Die Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats sind ehrenamtlich tätig. 

5. Mindestens einmal jährlich findet eine Sitzung des wissenschaftlichen Beirats statt. Der 

wissenschaftliche Beirat wird vom Präsidenten oder vom Vizepräsidenten des Vereins 

schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung mindestens vier Wochen vor dem Sit-

zungstermin eingeladen. Anträge der Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats auf Er-

gänzung der Tagesordnung sind dem Präsidenten mindestens zwei Wochen vor der 
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Sitzung des Beirats schriftlich mit Begründung zu zuleiten. In der Sitzung des wissen-

schaftlichen Beirats können Anträge auf Behandlung weiterer Tagesordnungspunkte 

berücksichtigt werden, wenn kein anwesendes Mitglied des Beirats widerspricht. Der 

wissenschaftliche Beirat ist auch einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel seiner Mit-

glieder dies beim Präsidenten schriftlich beantragt. 

6. Die Sitzungen des wissenschaftlichen Beirats werden vom Präsidenten, bei dessen 

Verhinderung vom Vizepräsidenten des Vereins geleitet. Ist auch dieser verhindert, lei-

tet der Schatzmeister die Sitzung. 

7. Der wissenschaftliche Beirat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mit-

glieder bei der Sitzung anwesend ist.  

8. Scheidet ein Mitglied des wissenschaftlichen Beirats vorzeitig aus, kann der Beirat für 

die Zeit bis zur nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung ein Ersatzmitglied wäh-

len. 

 

§ 11 Aufnahmekommission 

 Der Aufnahmekommission für internationale Mitglieder gehören der Past-Präsidenten 

und der Generalsekretär sowie ein Mitglied des Präsidiums an.  

 Sie entscheidet über die Aufnahme internationaler Mitglieder nach § 4 Absatz 6 und die 

Erfüllung der Voraussetzungen für die Mitgliedschaft gemäß § 4 Absatz 9. 

 

§ 12 Auflösung des Vereins 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung beschlossen wer-

den. Sofern die Mitgliederversammlung nicht anders beschließt, sind der Präsident und 

der Vizepräsident die gemeinsam vertretungsberechtigten Liquidatoren. 

2. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwe-

cke fällt das Vermögen des Vereins an die Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und 

Unfallchirurgie e.V. (DGOU), Berlin (Amtsgericht Bochum Vereinsregister, VR 3956)  

oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine andere steuerbe-

günstigte Körperschaft, welche das Vermögen unmittelbar und ausschließlich für die 

Förderung von Wissenschaft und Forschung verwenden muss. 

 

Anmerkungen 

Im Interesse der Lesbarkeit wird in der vorstehenden Satzung auf geschlechtsbezogene For-

mulierungen verzichtet. Dies impliziert keine Benachteiligung eines Geschlechts, sondern ist 

im Sinne der sprachlichen Vereinfachung als geschlechtsneutral zu verstehen. 

Die vorliegende Fassung der Satzung entspricht der Beschlussfassung der Mitgliederver-

sammlung vom 26.10.2023 in Berlin. 

Für die Richtigkeit und Vollständigkeit gemäß § 71 Abs. 1 BGB: 

 

Prof. Dr. med. Maximilian Rudert, Präsident DCGOU 


